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an den Stellenwert der einzel-
nen Barrieren eines Mehrbar-
rierenkonzeptes. Weiterhin 
müßten Festlegungen zum 
Stellenwert der Szenarien-
gruppen für zu erwartende 
oder außergewöhnliche Ent-
wicklungen sowie zu Schlüs-
selszenarien für unbeabsich-
tigtes menschliches Einwirken 
in ein Endlager getroffen wer-
den, meint das BfS. Und es 
müsse entschieden werden, ob 
eine Rückholbarkeit der Ab-
fälle vorgesehen sein soll.

 Grundlegender For-
schungsbedarf bestehe noch 
bei der geochemischen Mo-
dellierung und der Entwick-
lung von Bewertungsgrößen 
sowie eines Bewertungsmaß-
stabes für eine gemeinsame 
Bewertung der Konsequenzen 
freigesetzter chemotoxischer 
und radiotoxischer Schadstof-
fe aus dem Endlager, heißt es. 
Aus Sicht des BfS sollten sich 
zukünftige Arbeiten zur End-
lagerung radioaktiver Abfälle 
auf standortspezifische Si-
cherheitsanalysen konzentrie-
ren, die die Erkundung mehre-
rer Standorte, ihren Vergleich 
sowie die Planung eines End-
lagers „in iterativen Schritten“ 
begleiten. ●

Castor-Transporte

Neutronen-
strahlung 230-
fach erhöht
Die von den Castor-Behältern 
in Dannenberg ausgehende 
Neutronenstrahlung ist in 
zwölf Metern Entfernung 
noch rund 230 mal höher als 
die gleichartige natürliche 
Hintergrundstrahlung. Der 
von Greenpeace beauftragte 
Nuklearexperte Dr. Helmut 
Hirsch hat am 21. November 
2005 am Verladebahnhof von 
Dannenberg in zwölf Metern 
Abstand 3,45 Mikrosievert 
pro Stunde gemessen. Die 
natürliche Hintergrundstrah-
lung am gleichen Ort lag we-
nige Stunden vorher bei etwa 
0,015 Mikrosievert pro 

Stunde. Das teilte Greenpeace 
der Presse mit. Zwar liege der 
Meßwert noch innerhalb des 
Rahmens des verkehrsrechtli-
chen Grenzwertes, dennoch 
sollten die offiziellen Meßer-
gebnisse direkt veröffentlicht 
werden, damit Begleitperso-
nal, Anwohner und Demon-
stranten wissen, welcher 
Strahlung sie ausgesetzt wer-
den, fordert Greenpeace. Denn 
Neutronenstrahlen durchdrin-

Das radioaktive und chemisch 
giftige Schwermetall Uran 
stellt immer mehr auch eine 
Belastung der landwirtschaft-
lich genutzten Böden dar. In-
dustrieller Verursacher ist die 
Phosphordüngerindustrie. Dr. 
W. Eberhard Falck von der 
Internationalen Atomenergie-
behörde (IAEA) aus Wien be-
richtete dazu auf einer inter-
nationalen Tagung „Uranium 
Mining and Hydrogeology“ 
(UMH IV), die vom 11. bis 
16. September 2005 zum 
Thema „Uran in der Umwelt“ 
unter Leitung von Prof. Bro-
der Merkel an der Bergaka-
demie der Technischen Uni-
versität in Freiberg stattfand. 
30 Länder weltweit, so Falck, 
produzierten signifikante 
Phosphatmengen, darunter die 
USA, Marokko, China und die 
Russische Förderation, die zu-
sammen zwei Drittel der 
Weltmarktproduktion aus-
machten. Die Gewinnung er-
folge mit hohem Flächenver-
brauch im Tagebau. Falck 
räumte ein, daß „die Produk-
tion von Mineraldünger aus 
sedimentären Rohphosphaten 
zu einer Verbreitung von Uran 
und anderen Radionukliden in 
der Umwelt führen und die ra-
dioaktive Belastung der Um-
welt erhöhen kann.“ Die 
IAEA werde deshalb in Kürze 
dazu einen Bericht erstellten,

meinte er.

Dr. Susanne Schroetter vom 
Institut für Pflanzenernährung 
und Bodenkunde der Bundes-
forschungsanstalt (FAL) in 
Braunschweig untersuchte die 
Pflanzenverfügbarkeit von 
Uran in Ackerböden. Ihrer 
Meinung nach muß „Phos-
phordüngung in der Landwirt-
schaft als Langzeitrisiko für 
das Boden-Pflanzen-System“ 
betrachtet werden. Sie be-
richtete von Untersuchungen 
an ihrem Institut, die zeigen, 
wie leicht Uran im Ackerbo-
den mobilisiert und von den 
Pflanzenwurzeln aufgenom-
men werden kann. Dr. Sylvia 
Kratz vom gleichnamigen In-
stitut forderte in Freiberg, daß 
Maßnahmen ergriffen werden 
müßten, um eine weitere 
Urananreicherung in landwirt-
schaftlich genutzten Böden zu 
verhindern. Sie plädierte da-
für, daß „die Düngemittelin-
dustrie in Zukunft uranarme 
Dünger produziert und die 
Bauern darauf achten, die 
Uraneinträge in ihre Böden so 
gering wie möglich zu hal-
ten.“

Uran ist natürlicher Bestand-
teil von Gesteinen und Böden. 
Wesentliche anthropogene 
Quellen der Uranbelastung im 
Boden sind Bergbau, Atomin-
dustrie, industrielle und medi-

zinische Abfallentsorgung so-
wie die Düngung der Land-
wirtschaftsflächen mit Mine-
raldünger aus sedimentären 
Rohphosphaten.

Die Hintergrundwerte für 
Uranbelastung liegen laut 
jüngster Veröffentlichung der 
Urandaten im Geochemischen 
Atlas von Europa bei 2 Milli-
gramm pro Kilogramm Boden 
(Medianwert). Die Untersu-
chungen in einzelnen Bun-
desländern ergaben zum Bei-
spiel für die sächsischen Löß-
böden auf Ackerflächen Hin-
tergrundwerte zwischen 1,6 
bis 2,2 Milligramm Uran pro 
Kilogramm Boden (mgU/kg) 
(LABO 2004). Das Bundes-
amt für Strahlenschutz geht 
davon aus, daß der natürliche 
Gehalt von Uran in Deutsch-
lands Böden im Mittel bei 35 
Becquerel Uran-238 pro Kilo-
gramm liegt. Das sind umge-
rechnet 2,8 mgU/kg. 2006 
wird der Geochemische Atlas 
für Deutschland erscheinen, 
herausgegeben von der Bun-
desanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR) 
in Hannover. Dr. Manfred 
Birke und seine Mitarbeiter 
haben die Proben genommen 
und gemessen. Für Uran in 
Bachsedimenten ermittelten 
sie einen Hintergrundwert von 
2,62 mgU/kg. Der Median-
wert beträgt 2,52 mgU/kg. 
„Für die Bachwässer liegt der 
Hintergrundwert bei 0,009 
Mikrogramm Uran pro Liter, 
der Median beträgt 0,33 Mi-
krogramm pro Liter“, so Birke 
im Gespräch mit Strahlente-
lex. Gemessene Höchstkon-
zentration von Uran in Ober-
flächenwasser sind 43,7 Mi-
krogramm Uran pro Liter 
(µgU/l), in Bachsedimenten 
47,4 Milligramm Uran pro 
Kilogramm (mgU/kg). Im 
Geologischen Jahrbuch der 
BGR zu landwirtschaftlich 
genutzten Böden in Nordeu-
ropa, aus dem Jahr 2003 wird 
ausgeführt, daß 5 Prozent der 
ausschließlich in Nord-
deutschland entnommenen 
Ackerbodenproben Urange-
halte aufweisen, die über 5 
Milligramm pro Kilogramm 

gen die Metallwände und ha-
ben eine Reichweite von eini-
gen hundert Metern, erklärt 
Greenpeace. Mit den Trans-
porten in den sogenannten 
Castor-Behältern wird Mate-
rial aus der französischen 
Wiederaufarbeitungsanlage in 
La Hague in das Zwischenla-
ger Gorleben gebracht. Bei 
der Wiederaufarbeitung abge-
brannter Brennelemente wird 
der Atommüll vermehrt. ●

Uran im Boden

Phosphordünger belastet 
Landwirtschaftsböden
Bodenschutzkommission diskutiert Urangrenzwert 
und Kennzeichnungspflicht
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liegen. Die Urananreicherung 
wurde in den oberen Boden-
schichten festgestellt. Ver-
mutete Ursache: Phosphor-
düngung.
Experten gehen davon aus, 
daß sie den Düngemittelein-
satz sowohl in der Kontami-
nation der Oberflächenwässer, 
als auch in der Anreicherung 
von Uran in Landwirtschafts-
böden nachweisen können. 
Die Düngemittelindustrie ist 
alarmiert, befürchtet Absatz-
rückgänge und Mehrkosten. 
Auch hier erheben Wissen-
schaftler die Forderung nach 
einer Deklarationspflicht.
Seit einigen Monaten be-
schäftigt sich die Kommission 
Bodenschutz mit Uran in Bö-
den. Diese Kommission war 
vor genau einem Jahr vom 
Präsidenten des Umweltbun-
desamtes, Prof. Dr. Andreas 
Troge, in Dessau erstmals 
einberufen worden. „Uran ist 
das dritthäufigste Schwerme-
tall in Mineraldüngern, die 
Uranemissionen über minera-
lische Phosphordünger belau-
fen sich konventionell ge-
schätzt auf etwa 1,8 Tonnen 
pro Jahr und betragen damit 
das 10-fache der Cadmium-
emissionen aus gleicher 
Quelle. Dies entspricht men-
genmäßig etwa der Höhe der 
Arsenemissionen der deut-
schen Industrie“, heißt es in 
einer Kommissionsvorlage. 
Diskutiert werden Bela-
stungsgrenzen für Urangehalte 
in Böden, ein Urangrenzwert 
in der Bodenschutzverord-
nung, sowie eine Kennzeich-
nungspflicht für Uran-Gehalte 
in Düngemitteln.
Die Anreicherung (Akkumu-
lation) von Uran in Böden 
wird bislang weder überwacht 
noch geregelt. Aus Sicht der 
Strahlenvorsorge sieht das 
Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) keinen Regelungsbe-
darf. Die Mitarbeiter des BfS 
orientieren sich mit der Ab-
schätzung der natürlichen 
Hintergrundbelastung der Bö-
den an den Hinterlassen-
schaften des Wismutbergbaus. 
Für diese erfolgte 1990 die 
Übernahme der ehemalige 

DDR-Strahlenschutzverord-
nung (VOAS), ergänzt durch 
die sogenannte Haldenanord-
nung für die Stillegung und 
Sanierung der Betriebsanlagen 
und Flächen des ehemaligen 
Wismut Uranabbaus. Bis 
heute unterliegen die Tätig-
keiten der „Neuen Wismut“ 
wie die der „Alten Wismut“ 
dem ehemaligen DDR-Strah-
lenschutz. Darüber hinaus gilt 
die Haldenanordnung nicht 
nur für die Wismutregionen, 
sondern für die neuen Bun-
desländer insgesamt. Sie greift 
dann, wenn es zu einer Hal-
dennutzung kommt. Sei es 
durch die Gewinnung von 
Baumaterial, den Abbau von 
Schlackehalde zur Zementher-
stellung oder dem Einplanie-
ren der Halden. „Dafür gibt es 
in der bundesdeutschen Strah-
lenschutz-Gesetzgebung keine 
Entsprechung“, erklärte Dr. 
Ettenhuber vom Bundesamt 
für Strahlenschutz in Salzgit-
ter. „Die Haldenanordnung 
gilt dann allerdings in Verbin-
dung mit der Strahlenschutz-
verordnung der Bundesrepu-
blik“, so Ettenhuber.

Kommentar
Die nur begrenzt verfügbare 
Ressource „Boden“ muß wie 
auch das Wasser dringend vor 
technischer Kontaminierung 
geschützt werden. Durch 
Uranabbau- und Uranverar-
beitung verseuchte Böden dür-
fen kein Maßstab für Grenz-
wertfestsetzungen von Uran-
gehalten in Ackerböden sein. 
Das weitverbreitete Schwer-
metall Uran wurde von Wis-
senschaftlern und Politikern 
bisher als Radionuklid be-
trachtet, wenn auch unzurei-
chend geregelt. Völlig unter-
belichtet blieb die chemische 
Toxizität von Uran. Das na-
türliche Vorkommen von 
Schwermetallen in der Erd-
kruste kann keine Entschuldi-
gung dafür sein, dem Boden, 
dem Wasser und den Men-
schen immer mehr industrielle 
Verseuchung zuzumuten. 
Auch das Bodenschutzgesetz, 
das in der Vergangenheit 
„verwässert“ wurde, bedarf 
der Konkretisierung und muß 

der Industrie zum Erhalt der 
Ressource „Boden“ und damit 
auch dem Schutz des Wassers 
verbindliche Vorgaben ma-
chen.

Der Weltbodentag jährt sich 
am 5. Dezember. Er wurde 
erstmals auf der Tagung der 
Internationalen Bodenkundli-
chen Union (IUSS) in Bang-
kok am 5. Dezember 2002 
ausgerufen. Ziel dieses Tages 
ist, der Öffentlichkeit die Be-
deutung und Schutzbedürftig-
keit der Ressource „Boden“ 
näherzubringen und das Be-
wußtsein für dieses Umwelt-
medium zu wecken.
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Mineralwasser enthält mei-
stens mehr natürliches Uran 
als Trinkwasser aus der Lei-
tung. Zu diesem Ergebnis ka-
men WissenschaftlerInnen der 
Braunschweiger Bundesfor-
schungsanstalt für Landwirt-
schaft (FAL) unter Leitung 
von Prof. Dr. Ewald Schnug. 
Die Gruppe untersuchte Uran-
gehalte im Mineralwasser aus 
der Flasche und im Trinkwas-
ser aus dem Wasserhahn so-
wie privates Brunnenwasser 
im Großraum Braunschweig. 
Sie berechneten, in welchem 
Maße Trinkwässer zur tägli-
chen Uranaufnahme beitragen, 
und kamen zu dem Ergebnis, 
daß Mineralwässer, die in der 
Region gerne getrunken wer
den, im Vergleich zu Lei-
tungswasser erhöhte Urange
halte aufweisen. Mineralwas-
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Uran im Trinkwasser

Bundesforschungsanstalt 
veröffentlicht Trinkwasserstudie 
aus Norddeutschland

ser lag im Durchschnitt bei 
0,44 Mikrogramm Uran pro 
Liter, der Spitzenwert bei 10,6 
Mikrogramm. Leitungswasser 
blieb unterhalb der Nachweis-
grenze, die technisch bei ei-
nem Wert von 0,015 Mikro-
gram Uran pro Liter liegt. Die 
gemessenen Höchstwerte wa-
ren beim Leitungswasser 1,44 
und beim Hausbrunnenwasser 
8,95 Mikrogramm Uran pro 
Liter.
„Für Menschen im Untersu-
chungsgebiet Braunschweig-
Salzgitter-Goslar bedeutet 
dies, daß beim Konsum von 
Leitungswasser kaum Uran in
den Körper aufgenommen 
wird“, erklärte Schnug im Ge-
spräch mit Strahlentelex. „Bei 
Genuß von Mineralwasser
kann sich im ungünstigsten
Fall die Uranaufnahme ver-

http://www.labo-deutschland.de

